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Der Weltkirchenrat und sein Blutgeld 

«Aber die Hohepriester nahmen die Silberlinge und sprachen: Es taugt 
nicht, dass wir sie in den Gotteskasten legen, denn es ist Blutgeld.» 

(Matthäus 27,6) 

Der Weltkirchenrat wurde 1948 in Amsterdam gegründet. Seine Ziel¬ 
setzung war, die uralten Spannungen innerhalb der Christenheit zu 
beseitigen. Die ursprünglich wohl vorhandene ökumenische Absicht 
der Gründer kam im Wort OIKOUMENE auf seinem Zeichen und in 
seiner Genfer Telegrammanschrift zum Ausdruck. Abgesehen von sei¬ 
nen ökumenischen Absichten leistete der Weltkirchenrat anfänglich 
auch einige humanitäre Dienste, indem er hungrigen und heimatlosen 
Menschen half. 

Das änderte sich völlig, als sich der Weltkirchenrat in den sechziger 
Jahren weltlichen, politischen Fragen zuwandte. Diese Entwicklung 
war die Folge der Aufnahme der Kirchen von jenseits des Eisernen Vor¬ 
hangs. Der "Weltkirchenrat wurde damit zum Weltkirchensowjet um¬ 
funktioniert. Die sogenannten Ostkirchen sind zwar, was die Masse 
der Gläubigen anbelangt, eigentliche Märtyrerkirchen. Ihre Spitzen 
jedoch stehen ausschliesslich im Dienste der kommunistischen Propa¬ 
ganda und Subversion. Die Kommunisten hatten nach 1917 zunächst 
versucht, die Religiosität der russischen Bevölkerung durch Terror, 
Hinrichtung und Deportierung von Priestern und Zerstörung, respek¬ 
tive Profanierung von Gotteshäusern zu vernichten. Als dies nicht völ¬ 
lig gelang, und Stalin im Zweiten Weltkrieg an den Patriotismus der 
Bevölkerung appellieren musste, gewährte er nach aussen hin auch 
den Kirchen etwas mehr Platz im Sowjetstaat. Natürlich blieb der 
militante Atheismus die Doktrin der Kommunisten, aber die offenen 
Kirchenverfolgungen wurden vorübergehend eingestellt. Stalin er¬ 
laubte die Wiedereröffnung einiger Priesterseminare, die Weihe von 
Bischöfen und die Herausgabe einer Kirchenzeitung sowie die Errich¬ 
tung eines «Allrussischen Rates der Geistlichen», natürlich unter der 
Aufsicht des Generalmajors G. G. Karpov von der sowjetischen Ge¬ 
heimpolizei. 

Schon Lenin hatte einmal gesagt: «Wir werden unser fruchtbarstes 
Gebiet für das Eindringen des Marxismus auf dem Gebiet der Religion 
finden, denn religiöse Menschen sind am leichtesten zu täuschen und 
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werden fast alles akzeptieren, wenn es in eine religiöse Terminologie 
verpackt ist.» Auf Weisung der Sowjetregierung gründete bereits 1922 
eine Gruppe abtrünniger russisch-orthodoxer Priester in Leningrad 
eine «Die lebendige Kirche» genannte Organisation mit dem Ziel und 
dem Auftrag, tief in die Führung der Kirche einzudringen, um sie den 
Wünschen der sowjetischen Führung zugänglich zu machen. 

Es ist eine bekannte Tatsache, die auch durch zahlreiche einschlägige 
Literaturquellen belegt werden kann, dass sämtliche sowjetischen Kir¬ 
chenämter heute ausschliesslich mit entweder dem Regime völlig höri¬ 
gen Judasfiguren, oder aber ganz einfach mit Offizieren der Polizei 
und des Geheimdienstes besetzt sind. Dies trifft vor allem für alle jene 
Kirchenämter zu, die Kontakte mit dem Ausland pflegen. 
Sowjetischerseits hatte man schnell erkannt, dass sich der politisch 
naive Weltkirchenrat sehr leicht zum politischen Instrument gegen 
den Westen umfunktionieren lässt. Die Sowjetkirchen ersuchten des¬ 
halb um ihre Aufnahme in den Weltkirchenrat, die natürlich kritiklos 
akzeptiert wurde, und in der Folge beanspruchten die Ostkirchen auf¬ 
grund ihrer angeblichen Mitgliederzahl von 70 Millionen Gläubigen 
einen entsprechenden Anteil an den Schlüsselstellungen innerhalb des 
Weltkirchenrates, der damit zum Weltkirchensowjet wurde. 

Sobald nämlich die Sowjetagenten ihre angeblich «kirchlichen» Tätig¬ 
keiten aufgenommen hatten, veränderten sich die Methoden und Ziel¬ 
setzungen des Weltkirchenrates. Nicht mehr religiöse, sondern aus¬ 
schliesslich politische Fragen standen nunmehr im Vordergrund der 
Aktivitäten. Anlässlich der Tagungen in Uppsala (1968) und Notting 
Hill (1969) wurde das künstliche Hochspielen der «Rassenbeziehun¬ 
gen» beschlossen, nicht etwa auf der ganzen Erde, sondern nur in der 
freien westlichen Welt, vor allem aber im südlichen Afrika und den 
portugiesischen Überseegebieten. Vorausgegangen war die 1961 auf 
einer Konferenz in New Dehli beschlossene Eröffnung eines «Sekreta¬ 
riates für Rassische und Ethnische Beziehungen», das Material für die 
geplante Hetzkampagne sammeln und Vorschläge für die Durchfüh¬ 
rung von politischen Aktionen ausarbeiten sollte. Die Folge war der 
Anruf von Canterbury, der wörtlich ausführt: 

«Wir rufen die Kirchen auf, sich über Nächstenliebe, Unterstützungen 
und traditionelle Aufgaben hinweg sachdienlichen und aufopfernden 
Aktionen zuzuwenden, die zu neuen Verhältnissen der Würde und 
der Gerechtigkeit unter allen Menschen führen, um Werkzeuge für die 
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radikale Rekonstruktion der Gesellschaft zu werden. Es kann in unse¬ 
rer Welt keine Gerechtigkeit sein ohne Übertragung der wirtschaftli¬ 
chen Hilfsquellen um die Neuverteilung der politischen Macht zu un¬ 
terstützen und die kulturelle Selbstbestimmung bedeutungsvoll zu 
machen. Bei dieser Übertragung der Hilfsquellen kann ein korporati¬ 
ver Beschluss durch die ökumenische Gemeinschaft der Kirchen einen 
bedeutenden moralischen Hinweis liefern.» 

Damit gab der Weltkirchenrat jede religiöse Motivation und Tätigkeit 
auf; er wurde zum blossen politischen Kampfinstrument, zum Welt¬ 
kirchensowjet. Als Werkzeuge für die geforderte «radikale Rekon¬ 
struktion der Gesellschaft» suchte sich der Weltkirchensowjet jene 
Bewegungen aus, die gewillt waren, unter Verwendung terroristischer 
Mittel mit Gewalt die bestehenden Verhältnisse umzustossen. Der 
Weltkirchenrat unterstützte diese Bewegungen in der Folge nicht nur 
mit seiner moralischen Autorität, die er in den Augen vieler gutgläu¬ 
bigen Christen noch besass, sondern auch mit politischer Propaganda 
und mit Geld. Wiederum wurde als Zielgebiet ausschliesslich die 
westliche «weisse» Welt und vor allem das südliche Afrika genannt, 
und für die Bekämpfung des angeblichen «Rassismus» ein Sonder¬ 
fond errichtet. 

In der Folge wurden die führenden Männer des Weltkirchensowjets 
noch deutlicher: 

«Wir müssen den Befreiungsbewegungen unsere uneingeschränkte 
Unterstützung gewähren, weil es diese der Kirche ermöglichten, eine 
neue und radikale Würdigung des Kreuzes zu entdecken. Gott, durch 
Jesus Christus, heiligte die Gewalt als ein Instrument der Erlösung, 
um ein besseres menschliches Leben zu erreichen», sagte Pfarrer Bur¬ 
gess Carr auf der Konferenz der Afrikanischen Kirchen (einem Able¬ 
ger des WKR) im Mai 1974 in Lusaka. Weiter führte er aus, es sei die 
Aufgabe dieser Organisation «... potentielle Aussenseitergruppen für 
Agitation und Restrukturierung der Gesellschaft zu organisieren». 
WKR-Generalsekretär Potter meinte, er sei letzten Endes durchaus be¬ 
reit, Chaos und Anarchie zu akzeptieren, falls dies zu den von ihm 
für richtig erachteten (politischen) Änderungen führen würde (NEWS¬ 
WEEK 28. 8. 1972). 

Generalsekretär Potter sagte ferner, er wäre «froh, wenn die Kirche 
überall soviel Freiheit genösse wie in Ostdeutschland». Bekanntlich 
haben die für Kirchenfragen zuständigen DDR-Behörden erklärt, bis 
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1980 werde die Kirche in diesem sozialistischen Staat praktisch liqui¬ 
diert sein . . . 

Der Public Relations Funktionär der «Black People’s Convention», 
Harry Singh, einer südafrikanischen nicht-terroristischen Organisation, 
die schwarze Interessen vertritt, sagte am 25. August 1975 vor Gericht 
als Zeuge aus, dass er vergeblich versucht habe, vom Weltkirchenrat 
Geld für seine Organisation zu bekommen. Die ablehnende Haltung 
des WKR wurde wie folgt begründet: «Der Weltkirchenrat hilft nur 
jenen Organisationen, die einen bewaffneten Kampf führen.» 

Die offizielle Publikation des Weltkirchenrats, Programme to Combat 
Racism: 1970 — 1973, erklärt den Hintergrund der Errichtung des Son¬ 
derfonds: 

Es wurde deutlich, dass der Rassismus nicht auf bestimmte Länder 
oder Kontinente begrenzt ist, sondern dass er ein Weltproblem dar¬ 
stellt. Weisser Rassismus ist nicht seine einzige Form. Es wird zugege¬ 
ben, dass in einigen Gebieten andere Formen des Rassismus und der 
Ethnozentrizität vorhanden sind. Es ist jedoch der Zufall einer Häu¬ 
fung von Wohlstand und Macht in den Händen der weissen 'Völker 
als Folge ihres historischen und wirtschaftlichen Fortschritts während 
der letzten 400 Jahre, der die Ursache für ein Konzentrieren auf die 
verschiedenen Formen des weissen Rassismus in den verschiedenen 
Teilen der Welt bildet. Ferner: «Der weisse Rassismus in seinen vie¬ 
len organisierten Arten ist bei weitem die gefährlichste Form der ge¬ 
genwärtigen rassischen Konflikte.» 

Typisch für die Einstellung des WKR ist, dass nicht der geringste Ver¬ 
such gemacht wird, zu erklären, warum es denn die Weissen nicht nur 
in Europa, sondern auch in allen Einwanderungsgebieten kulturell, 
technisch und wirtschaftlich viel weiter gebracht haben als etwa die 
Schwarzen. Es gibt nämlich dafür ganz rationellle Gründe, wie etwa 
das Klima, Religion, Ernährungsweise und Charakter. Die Feststellung, 
dass diesbezüglich fundamentale Unterschiede zwischen verschiede¬ 
nen Rassen bestehen, hat absolut NICHTS mit dem absurden national¬ 
sozialistischen Rassismus ä la «Nürnberger Gesetze» zu tun, der sich 
zudem in erster Linie gegen eine der fähigsten Menschenrassen rich¬ 
tete. Ohne auch nur den geringsten Versuch zu unternehmen, etwa zu 
erläutern, welches die «vielen organisierten Arten» sind, aus denen 
der «weisse Rassismus» angeblich bestehen soll, bezeichnet der WKR 
den südafrikanischen «Rassismus», die sogenannte «Apartheid», als 
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den gefährlichsten weissen Rassismus. Über den viel virulenteren Ras¬ 
sismus aller farbigen Völker schweigt sich der WKR aus. Dagegen un¬ 
terstreicht er, dass: 

«... durch besondere Betonung des Kampfes zur Befreiung im südli¬ 
chen Afrika die Situation im südlichen Afrika als eine Dringlichkeit 
betrachtet wird, und zwar wegen der offensichtlichen und intensiven 
Natur des weissen Rassismus und der wachsenden Bewusstheit sei¬ 
tens der Unterdrückten in ihrem Ringen um die Befreiung» (Offiziel¬ 
ler Bericht über die Zusammenkunft des Zentralausschusses in Utrecht 
1972). 

Nicht ein einziger Dollar der Mittel des Weltkirchenrats ist dagegen 
irgendeiner religiösen oder anderen Gruppe zugeteilt worden, die 
gegen die kommunistischen Diktaturen hinter dem Eisernen Vorhang 
agitiert oder kämpft, und dies trotz der scheinheiligen Erklärung des 
Weltkirchenrats, dass «wir daran glauben, dass für unsere Zeit das 
Ziel der sozialen Veränderung eine Gesellschaft ist, in der alle Men¬ 
schen an den Früchten und dem Prozess der Entscheidung teilhaben, 
in der die Machtzentren begrenzt und nachweispflichtig sind, in der 
Menschenrechte für alle wirklich bestätigt sind und die verantwortlich 
gegenüber der gesamten menschlichen Gemeinschaft der Menschheit 
und gegenüber kommenden Generationen handelt» (Violence, Nonvio- 
lence and the Struggle for Social Justice», The Ecumenical Review, 
Oktober 1973). 

Um sich einerseits gegen den Vorwurf der Einseitigkeit zugunsten 
Afrikas zu schützen, und um andererseits weitere Unruheherde im 
freien Westen zu schüren, programmierte der WKR auch die Unter¬ 
stützung von sogenannten «Befreiungsbewegungen» nicht nur in La¬ 
teinamerika, sondern auch in den USA, Kanada, Australien und Neu¬ 
seeland, also überall dort, wo im Westen noch Reste einer oft primiti¬ 
ven Urbevölkerung vorhanden sind. 

Selbstverständlich unternahm der WKR keine ähnlichen Aktionen zu¬ 
gunsten etwa der nordrussischen und sibirischen Urvölker, der Mord¬ 
winen, Mari, Wotjaken, Syrjänen, Tschuwaschen, Kalmüken, Tschukt- 
schen, Giljaken, Korjaken, Kamtschadalen und anderer mehr, die 
Opfer des zaristischen und sowjetischen Kolonialismus sind und bis¬ 
her vergeblich auf eine westliche oder gar kirchliche Unterstützung 
ihres Anspruchs auf Unabhängigkeit warten. Da der Weltkirchen¬ 
sowjet ein Instrument Moskaus ist, besteht keine «Gefahr», dass er je- 
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mals zur Bekämpfung des sowjetischen Kolonialismus, dem mehr als 
hundert Völker mit über 130 Millionen Einwohnern der UdSSR (mehr 
als 50 Prozent der Gesamtbevölkerung) unterworfen sind, auffordern 
wird. 

Der Weltkirchensowjet konzentriert also nunmehr seine Aktivitäten 
gegen Südafrika und Rhodesien, nachdem 1974 Portugal unter dem 
konzentrierten Angriff der Terroristen, der Unfähigkeit seiner Streit¬ 
kräfte, der Feindseligkeit der Ostblockstaaten und der Länder der 
«Dritten Welt» sowie der Gleichgültigkeit seiner Verbündeten zusam¬ 
mengebrochen ist. 

So sind zum Beispiel 1974 322 000 Dollar an Terrorgruppen im südli¬ 
chen Afrika gegangen (die als PAIGC bekannte Bewegung in Guinea- 
Bissau wird der Einfachheit halber dem südlichen Afrika zugerech¬ 
net), während der «Kampf der eingeborenen Völker» Lateinamerikas 
mit nur 25 000 Dollar «belohnt» wurde. Asien, mit einer Bodenfläche, 
die zehnmal grösser ist als die Zielgebiete der Terroristentätigkeit im 
südlichen Afrika, erhielt kärgliche 10 000 Dollar: für das «Legale Ver¬ 
teidigungskomitee von Herrn Park, Japan». Sogar die sogenannten 
«Hilfsgruppen» ausserhalb Afrikas, die sich in erster Linie mit ver¬ 
leumderischen Angriffen auf die Innenpolitik Südafrikas befassen (wie 
die Anti-Apartheid-Bewegung in England), erhielten 1974 insgesamt 
28 000 Dollar oder fast dreimal so viel wie die gesamte Zuwendung 
für den riesigen Kontinent Asien. 

Die Tragödie von Sharpeville im Jahre 1961, bei der 67 Menschen ge¬ 
tötet wurden, als die südafrikanische Polizei das Feuer auf politische 
Demonstranten eröffnen musste, wird von den professionellen Kriti¬ 
kern Südafrikas ständig als ein Beweis des blutigen Rassenkonflikts 
in diesem Land hingestellt und alljährlich von «Anti-Apartheid» — 
und anderen Gruppen «gedenkend erwähnt»; Sharpeville ereignete 
sich jedoch vor mehr als 14 Jahren, und seitdem hat es keinen ähnli¬ 
chen oder vergleichbaren Vorfall mehr in Südafrika gegeben. 

Wie sich aus amtlichen indischen Verlautbarungen leicht zusammen¬ 
rechnen lässt, erschiesst die indische Polizei jedes Jahr weit mehr als 
67 Menschen bei lokalen Rassenunruhen, ohne dass sich darüber etwa 
der WKR oder irgend eine andere Instanz aufregen würde, denn In¬ 
dien ist bekanntlich ein sozialistisches, farbiges und zudem friedlie¬ 
bendes Land, das seit 1947 nur fünf Angriffskriege geführt hat . .. 
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Im Vergleich zu den Millionen von Toten, die in den letzten 15 Jah¬ 
ren im schwarzen Afrika Rassenkonflikten und eigentlichen Rassen¬ 
kriegen zum Opfer fielen, sind die 67 Toten von Sharpeville, so sehr 
auch jeder gewaltsame Tod bedauerlich ist, bedeutungslos. 


Der Weltkirchensowjet fördert 
den schwarzen Rassismus 

Im Sudan wurden 400 Personen an einem einzigen Wochenende ge¬ 
tötet (August 1965) und 300 eine Woche später in einem Rassenkrieg, 
der (nach Quellen der Vereinten Nationen) im Verlauf von mehreren 
Jahren insgesamt eine halbe Million Menschenleben forderte, wobei 
weitere 1,25 Millionen Menschen zu Flüchtlingen wurden, von den 
ungenannten Zahl der Opfer von Vergewaltigungen ganz zu schweigen. 
ln Sanzibar ermordeten die Schwarzen 10 000 bis 12 000 Araber, und 
in den arabisierten Staaten Nordafrikas werden die Neger offen ver¬ 
achtet, in Marokko oft noch wie Sklaven behandelt. Es gibt praktisch 
keinen Staat in Afrika, der nicht Rassenkonflikte kennt, die ausser¬ 
halb Südafrikas und Rhodesiens überall nur mit Gewalt, Blut und un¬ 
gesetzlicher Unterdrückung ausgefochten werden. 

Radio Daressalam (Tansania) meldete am 13. 8. 1975: «Die panafrika- 
nische ‘Skills Projects Corporation 1 , die Amerikaner afrikanischer Ab¬ 
stammung beschäftigte, ist in diesem Land verboten worden. Ein 
Sprecher des Aussenministeriums erklärte dazu, dass eine grosse An¬ 
zahl schwarzer Amerikaner in das Land einreiste und es schwierig 
sei festzustellen, wie viele eingereist sind, welche Tätigkeit sie aus¬ 
üben und wo sie sich aufhalten. Nach einer neuen Bestimmung darf 
die Einstellung schwarzer Amerikaner nur vom Arbeitsamt vorgenom¬ 
men werden, wobei Sonderformulare nach ihrer Ankunft hier ausge¬ 
füllt werden. Nach den neuen Bestimmungen müssen die Amerikaner 
afrikanischer Abstammung, die bereits in der Regierung und in öffent¬ 
lichen Körperschaften tätig sind, ebenfalls Formulare ausfüllen, die 
dem Arbeitsamt als Beleg zugesandt werden.» 

ln Sambia, einem Land, von dem sein eigener Präsident bei Gelegen¬ 
heit sagte, es manifestiere «eine Flut des Hasses, die auf Stamm, Pro¬ 
vinz, Rasse, Hautfarbe und Religion basiere», wurden allein 700 Men¬ 
schen bei einem Ausbruch religiöser Intoleranz getötet, als sich An- 
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hänger der Lumpa-Kirche weigerten, Forderungen der herrschenden 
politischen Partei zu erfüllen, Mitgliedskarten der Partei zu kaufen 
und diese finanziell zu unterstützen. 

In Tschad kostete die rassische Intoleranz seitens der negroiden Re¬ 
gierung gegenüber der Moslem-Bevölkerung in den Jahren 1964 bis 
1969 3000 Tote und führte seitdem zu einem Bürgerkrieg mit einer un¬ 
bekannten Zahl von weiteren Opfern. 

ln Aethiopien tobt ein Rassen- und Religionskrieg in Eritrea, der be¬ 
reits zehntausende von Opfern, allein 17 000 zwischen 1961 und 1970 
forderte. 

In Ruanda fand eine Kommission der Vereinten Nationen heraus, dass 
zwischen 1000 und 2000 Schwarze bei einem einzigen Zusammenstoss 
(1962) zwischen sich bekämpfenden Stämmen getötet wurden, deren 
Intoleranz zu «zahllosen Verstössen» (die milden UNO-Worte) und zu 
Zehntausenden von Toten im Laufe der Jahre geführt hat. 
ln Burundi verloren über 150 000 Schwarze ihr Leben bei Rassen- und 
Stammeskämpfen. 

ln Zaire (Congo) haben Stammesfeden und Rassenhass ebenfalls zehn¬ 
tausende von Opfern gefordert. 

In Uganda wird geschätzt, dass mehr als 100 Menschen allein 1966 
während der Entmachtung des Kabaka von Bugandas ermordet wur¬ 
den. Die schwarze rassische Intoleranz des Idi Amin sorgte erst kürz¬ 
lich dafür, dass bis auf 500 alle 80 000 Menschen asiatischer Herkunft, 
die bei der Erlangung der Unabhängigkeit im Lande lebten, fliehen 
mussten. Idi Amin liess zudem Tausende seiner Gegner, die anderen 
Stämmen angehörten, ermorden. 

Für all diese Millionen von farbigen Opfern hat der Weltkirchenso¬ 
wjet kein deutliches Wort des Protestes, wurden sie doch von anderen 
Farbigen umgebracht oder vertrieben. Ebensowenig wird der arabi¬ 
sche Rassismus gegenüber Israel verurteilt, oder etwa der offene Anti¬ 
semitismus in den kommunistischen Ländern. Der WKR versucht, 
seinen Mangel an christlichem Erbarmen gegenüber diesen vielen Mil¬ 
lionen von Menschen damit zu rechtfertigen, dass er seine «Bemühun¬ 
gen» auf ein Land wie Südafrika konzentriert, wo die grösste und ein¬ 
zige politische Tragödie in 14 Jahren den Verlust von 67 Menschenle¬ 
ben verursachte. 

Der Weltkirchenrat findet sich mit seiner wohlüberlegten Vernach¬ 
lässigung der menschlichen Leiden hinter dem Eisernen Vorhang ab, 
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indem er — als eine angeblich christliche Organisation — der reli¬ 
giösen Intoleranz in der Sowjetunion bewusst ein blindes Auge zu¬ 
wendet. Trotz unwiederlegbarer Beweise für die Verfolgung von Ju¬ 
den und Christen erklärt eine Publikation des Weltkirchenrates (This 
Month Nr. 30, November 1972, Seite 13): «Die religiöse Verfolgung in 
der Sowjetunion ist eine Erfindung.» Die Publikation des Weltkirchen¬ 
rates erklärt weiter, dies geschieht, weil «sie sich den bestehenden Ge¬ 
setzen wiedersetzen, und nicht wegen ihrer religiösen Überzeugun¬ 
gen». Das sollte eigentlich auch für Südafrika gelten . .. 

Die Tatsache, dass sich der Weltkirchensowjet schützend vor eine 
atheistische Kolonialmacht wie die Sowjetunion stellt, und dafür ein 
tief christliches Land wie Südafrika angreift, zeigt wie sehr diese Insti¬ 
tution ein Instrument der sowjetischen Aussenpolitik ist. Der WKR hat 
überhaupt keine religiös-seelsorgerische Zielsetzung oder Tätigkeit 
mehr, er ist ebenso zum politischen Propagandamittel umfunktioniert 
worden wie etwa eine kommunistische Zeitung oder Gewerkschaft. 
Der Weltkirchensowjet ist ein vom naiven Westen finanziertes Sprach¬ 
rohr Moskaus. 

Zum Sonderfonds (zur Bekämpfung des Rassismus) erklärte ein Be¬ 
richt über die Sitzung des Zentralausschusses des Weltkirchenrates im 
August 1972 in Utrecht (Dokument 40d) mit Stolz: «Der Fonds hat wie 
ein Druckmittel gewirkt, besonders im Falle der Befreiungsbewegun¬ 
gen im südlichen Afrika. Mehrere Regierungen, Kirchen, Organisatio¬ 
nen und viele Gruppen und Einzelpersonen sind durch den Beschluss 
des Weltkirchenrats beeinflusst worden und haben Spenden für Be¬ 
freiungsbewegungen gegeben.» 

Vor 1970 und der ersten Zuwendung des Weltkirchenrates für den 
Terrorismus stammte die den Terrorbewegungen im südlichen Afrika 
gewährte Unterstützung hauptsächlich aus der Sowjetunion, dem kom¬ 
munistischen China und aus anderen Ländern hinter dem Eisernen 
Vorhang, obwohl gewisse Gelder auch von afrikanischen Regierungen, 
die westliche Entwicklungshilfe erhalten, und von nichtkommunisti¬ 
schen Regierungen, besonders der skandinavischen Staaten kamen. 
Nachdem der Weltkirchenrat 1970 begonnen hatte, den Terrorismus 
zu finanzieren, erfolgte eine erhebliche Zunahme der Beiträge für den 
Terrorismus aus nichtkommunistischen und nichtafrikanischen Quellen. 
Das «Gütezeugnis», das der Gewalttätigkeit und dem Blutvergiessen 
von einer anerkannten christlichen Organisation wie dem WKR er- 
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teilt wurde, hat inzwischen andere zur Unterstützung des Terrorismus 
ermutigt und jene bestärkt, die bereits ein Patronat über Mörder, Fol¬ 
terer und Frauenschänder ausübten. 

Sogar die Vereinten Nationen wurden ermutigt, sich aktiver für die 
Unterstützung des Terrorismus einzusetzen, nachdem die farbige Ge¬ 
walttätigkeit durch den Weltkirchenrat gutgeheissen worden war. Or¬ 
ganisationen der Vereinten Nationen wie die UNESCO und die Inter¬ 
nationale Arbeits-Organisation (ILO) in Genf sind seit vielen Jahren 
aktiv an der antisüdafrikanischen Fletze beteiligt. In seiner Eigen¬ 
schaft als Vorsitzender des Entkolonialisierungs-Ausschusses der Ver¬ 
einten Nationen sagte Salim Ahmad Salim aus Tansania im April 1972 
in Lusaka, dass sein Ausschuss einen massiven Feldzug zugunsten der 
Terroristen einleiten werde — die Vereinten Nationen, führte er aus, 
hätten bisher nicht genug getan. 

Im November 1972 billigte die Vollversammlung der Vereinten Natio¬ 
nen eine Resolution, die alle Staaten und UNO-Dienststellen auffor- 
derte, «Freiheitskämpfern in Kolonialgebieten» zu helfen, insbeson¬ 
dere Bewegungen in Afrika, «in Konsultation, wie angemessen mit der 
Organisation für Afrikanische Einheit». Dies stellt eine deutliche Ver¬ 
letzung der Abschnitte 3 und 4 von Artikel 2 der Charta der Verein¬ 
ten Nationen dar, die wie folgt lauten: 

Alle Mitglieder sollen ihre internationalen Streitfälle durch friedliche 
Mittel in solch einer Weise beilegen, dass internationaler Friede und 
Sicherheit und die Gerechtigkeit nicht gefährdet werden. 

Alle Mitglieder sollen sich in ihren internationalen Beziehungen der 
Drohung oder Anwendung von Gewalt gegen die territoriale Integri¬ 
tät oder politische Unabhängigkeit irgendeines Staates oder in irgend¬ 
einer anderen Weise enthalten, die mit den Zielen der Vereinten Na¬ 
tionen unvereinbar sind. 

Die Vereinten Nationen, eine Organisation, die gegründet wurde, um 
das Anliegen des Weltfriedens zu fördern, verpflichteten sich auf 
diese Weise dem Anliegen der Gewalttätigkeit und des Blutvergies- 
sens und schufen mit diesem Vorgehen, wie der Weltkirchenrat — 
einen doppelten Moralkodex für die internationalen Beziehungen. Es 
sind aber nicht nur internationale Organisationen gewesen, die einen 
doppelten Moralkodex übernommen haben und Spiessgesellen derje¬ 
nigen geworden sind, die Blut vergiessen bei ihren Versuchen, den 
Massen ihre politischen Ideolodien aufzuzwingen. Einzelne Regie- 
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rangen, private Organisationen und Einzelpersonen sind ihrem 
schlechten Beispiel gefolgt. 

So hat sich zum Beispiel die schwedische Regierung, zusammen mit 
anderen skandinavischen Regierungen, durch ihre Unterstützung des 
Terrorismus diskreditiert. Schweden hat 1969, nachdem es schon einige 
Jahre lang den Terrorismus unterstützt hatte, seine Hilfe weiter er¬ 
höht und beschlossen, jährlich jenen Terroristen eine finanzielle Hilfe 
von etwa 375 000 Dollar zu gewähren, die in den portugiesischen 
(afrikanischen) Territorien operierten. Eine weitere Eskalation erfolgte 
1973 bis 1974, als sich die gesamte schwedische Regierungshilfe für 
Terroristen in Afrika auf 7,5 Millionen Dollar belief, wovon ein Drit¬ 
tel an die PAIGC ging. 1974 bis 1975 erreichte die schwedische Zu¬ 
wendung für den Terrorismus die beunruhigende Höhe von 10,5 Millio¬ 
nen Dollar. Zu den privaten schwedischen Organisationen, die Mittel 
für Terroristen gespendet haben, gehört die schwedische Internatio¬ 
nale Entwicklungsgesellschaft, die 1973 bis 1974 einen Betrag von 
40 500 Dollar gab. 

Schweden stellt ein typisches Beispiel für die Art von westlichen 
Quellen dar, aus der Gewalttätigkeit, Blutvergiessen und Mord finan¬ 
ziert werden. Wenige Länder in der Welt sind wohlhabender als 
Schweden, das eine westliche christliche Kultur aufweist, mit 95 Pro¬ 
zent seines Aussenhandels vom kapitalistischen Westen abhängt und 
sich hinsichtlich seiner nationalen Sicherheit und Integrität auf den 
Westen verlässt. Dennoch weigerte sich Schweden 1949, dem Vertei- 
teidigungspakt gegen den kommunistischen Imperialismus, der NATO, 
beizutreten. In Europa führte Schweden die Kampagne gegen Ameri¬ 
kas Verteidigung der Freiheit in Südostasien und gewährte amerika¬ 
nischen Deserteuren Zuflucht. Seine Regierung gab dem kommunisti¬ 
schen Nordvietnam ein Darlehen von 40 Millionen Dollar. 

In Schweden gibt es jedoch eine schamlose Diskriminierung gegen¬ 
über verschiedenen Minderheitsgruppen: den Zigeunern, Lappen und 
Finnen. Im Jahre 1959 schrieb Expressen, eine Stockholmer Tages¬ 
zeitung: «Die für die Kinder der Lappen zur Verfügung stehende Er¬ 
ziehung ist minderwertig. Die Lappenkinder sind von den anderen 
Schulkindern im selben Dorf in Lappland getrennt. Das den Lappen¬ 
kindern gegebene Minderwertigkeitsgefühl begleitet sie durch das 
ganze Leben». 
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Im Jahre 1964 verfügte der für die Zivilgerichtsbarkeit zuständige 
schwedische Parlamentsbeauftragte: «Wenn ein Restaurantbesitzer 
eine farbige Person oder eine Person einer bestimmten Rasse nicht 
mag, ist er völlig berechtigt, ihr den Zutritt zu verwehren. Er sollte es 
jedoch so taktvoll tun, dass die Person nicht zur Ruhestörung gereizt 
wird.» 

Es besteht keine gesetzliche Beschränkung, die Schweden die Unter¬ 
stützung des Terrorismus jenseits seiner Grenzen verbietet. In den 
vergangenen 20 Jahren sind etwa 21 Millionen Dollar von Schweden 
verschenkt worden, um Aufruhr, Gewalttätigkeit und Revolution in 
andern Ländern mit der fadenscheinigen Begründung zu fördern, dass 
Schweden im Ausland die rassische Diskriminierung bekämpfe, die 
Schweden tatsächlich weiterhin unter seinen eigenen Landsleuten 
praktiziert. Ähnliche Vorbehalte können auch bezüglich der dänischen 
Kolonialpolitik gegenüber der Eskimos in Grönland gemacht werden. 
Die Regierung der Niederlande beschloss 1974, dem Terrorismus bis 
zu 5 Millionen Dollar zu spenden. Königin Juliana der Niederlande 
gehört zu den prominenten Persönlichkeiten, die Geld für den Terro¬ 
rismus spenden, obwohl — wie das oft der Fall ist, — der genaue 
Betrag der Spende der öffentlichen Prüfung vorenthalten wird; die 
«Evert-Vermeer-Organisation», deren Zentrale sich in den Niederlan¬ 
den befindet, ist eine jener privaten Gruppen, die dem vom Weltkir¬ 
chenrat gegebenen Beispiel gefolgt sind. 

Im De Telegraaf (11. 7.1974) zitiert J. G. Heitink den folgenden (über¬ 
setzten) Brief von Pastor L. van den Berg aus Paramaribo in Surinam, 
einer südamerikanischen Kolonie der Niederlande, die seit mehr als 
dreihundert Jahren holländischer Herrschaft untersteht. Nachdem Su¬ 
rinam 1667 von den holländischen Kolonialisten übernommen wor¬ 
den war, wurde es 1954 ein autonomer Teil des Königreichs der Nie¬ 
derlande und soll demnächst «unabhängig» werden, was zu neuen 
schweren Rassenkämpfen zwischen Indianern, Asiaten und Negern 
führen wird: 

«Ganze 65 Prozent der Bevölkerung von Surinam (das fünfmal so gross 
ist wie die Niederlande) leben dicht beieinander in und um die 
Hauptstadt Paramaribo in dem «Überseeischen Empire des König¬ 
reichs der Niederlande», wie es majestätisch genannt wird. Arbeits¬ 
losigkeit, unzureichende Ausbildungsmöglichkeiten und minimale 
medizinische Versorgung trieben die ländliche Bevölkerung in immer 
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grösseren Zahlen zur Hauptstadt, wo bereits eine erbärmliche Lage 
besteht. Denn in Paramaribo ist ein Viertel der Bevölkerung bereits 
ohne Arbeit .... Darüber hinaus sind hier die Wohnverhältnisse 
beklagenswert. Reihen von Hütten lehnen in elendem Zustand in 
Schmutzlachen aneinander. Die meisten von ihnen sind ein- oder 
zweiräumige Hütten, in denen die ganze Familie nachts auf dem Fuss- 
boden schläft. Dort gibt es keine sanitären Einrichtungen oder etwas 
ähnliches, höchstens einen Wasserhahn auf einem städtischen Ge¬ 
lände. Kanalisationsanlagen sind in den meisten der dicht besiedel¬ 
ten Gebiete nicht vorhanden. Die Abwässer ergiessen sich über das 
Gelände zu einer offenen Rinne. Und wenn die starken tropischen 
Regen alles unter Wasser setzen, dann werden die Abfälle erneut 
über das Gelände verteilt, wo die Kinder sitzen und spielen .... In 
den Niederlanden wird die medizinische Versorgung als selbstver¬ 
ständlich angesehen. Und das ist richtig so. In Surinam kann man 
jedoch nur beten und hoffen. Wenn man einen Arzt benötigt, muss 
man selbst den Arzt spielen ...» 

J. G.Heitink meint, ein Kommentar zu diesem Brief sei überflüssig. 
Er schlägt jedoch vor, dass die Regierung den Uyl, eifrig bemüht, 
Millionen für den Terrorismus im südlichen Afrika zu spenden, dem 
Schmerzensschrei aus Paramaribo zuhören sollte, denn vergleichs¬ 
weise sind die schwarzen Townships in Südafrika geradezu vorbild¬ 
liche Siedlungen. 


«Du Heuchler, zieh am ersten den Balken aus deinem Auge; darnach 
siehe zu, wie du den Splitter aus deines Bruders Auge ziehst!» 

(Matthäus 7,5) 

Die Heuchelei und die doppelte Moral des WKR sind bereits so tief 
verwurzelt, dass sie ohne christliche Gewissensbisse praktiziert wer¬ 
den können, und die westliche Welt ist so blind, dass diese Taktiken 
ungestraft überall Anwendung finden. Dies wird in anschaulicher 
Weise durch zwei Erklärungen illustriert, die in einem Presse-Inter¬ 
view von D. W. Bleakley abgegeben wurden, einem irischen Reprä¬ 
sentanten beim Anglikanischen Beratungsausschuss 1971 in Limuru, 
Kenia: 
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«Christen müssen einig sein in der Frage der Suche nach ausreichen¬ 
den Gründen, um den Freiheitskämpfern im Südlichen Afrika zu 
helfen». 

Aber auf die Frage, ob der Spende des Weltkirchenrats an afrikanische 
Terrorgruppen eine ähnliche Schenkung an die Irische Republikani¬ 
sche Armee (IRA), folgen wird, antwortete Bleakley: 

«Ich glaube, das wäre die grösste Unbesonnenheit». Bleakley will ger¬ 
ne Blutvergiessen im fernen Afrika finanzieren, nicht aber im eigenen 
Land.... 

Der Weltkirchenrat «rechtfertigt» seine Unterstützung des Terror mit 
folgenden fadenscheinigen Argumenten: 

«Die gegenwärtige Politik des Antirassismusprogramms ist für rechts¬ 
gültig erklärt durch einen langen Prozess sozialen und theologischen 
Denkens innerhalb des Weltkirchenrates und seiner Mitgliedskirchen. 
Die 1969 abgehaltene Konferenz über Kirche und Gesellschaft schob 
zum Beispiel das Denken des Weltkirchenrates von einem Konzept 
der Integration zu einem des radikalen Wechsels der wirtschaftlichen 
und politischen Strukturen in der Gesellschaft. Personen und Gruppen 
sollten nicht gezwungen werden, sich Strukturen anzupassen, aber 

umgekehrt.» (Programme.a. a. O.) Das gilt natürlich nicht für das 

Sowjetsystem.... 

Tatsächlich sieht es aber bei den Schützlingen des WKR so aus: 

In Guinea-Bissau, einem Lieblingskind des Weltkirchensowjets, der die 
terroristische PAIGC-Bewegung über viele Jahre mit Geld und Propa¬ 
ganda unterstützte, gibt es nach nur einem Jahr der Unabhängigkeit 
nach offiziellen Angaben bereits 188 politische Gefangene, die mit der 
Todesstrafe rechnen müssen. 

Der geistesgestörte Staatschef von Guinea Sekou Toure, der schon frü¬ 
her Gefangene ohne Prozess öffentlich aufhängen liess, wurde kürz¬ 
lich sogar vom UNO Beamten Lewin, nicht aber vom Weltkirchenrat 
aufgefordert, seine politischen Gefangenen, darunter den Bischof von 
Conakry, Monsignore Tchimchimbo, einige Franzosen, und je einen 
Griechen und CSSR Bürger freizulasesn. 

In Luanda (Angola) übernahmen am 16. 9. 1975 Angehörige der mos¬ 
kauhörigen «Befreiungsbewegung» MPLA, die stets vom WKR mit 
allen Mitteln unterstützt wurde, die kirchliche Rundfunkstation «Radio 
Ecclesia», und beschlossen, das Programm des Senders so umzugestal¬ 
ten, «dass es in richtiger Weise den revolutionären Ideen der ausge- 
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beuteteren (!) Schichten des Volkes diene». In Angola wie in Mozam¬ 
bique werden Priester und Missionare von jenen Kräften verfolgt und 
vertrieben, die der WKR förderte. Aber der WKR ist ja an Religion 
überhaupt nicht mehr interessiert; für ihn zählt nur noch die Politik, 
und zwar jene Moskaus. 


Die Fassade der humanitären Hilfe 

Bezüglich der Unterstützung von Terroristengruppen die gegen die 
Länder und Völker des südlichen Afrika operieren, gab der Weltkir¬ 
chenrat seinen 263 Mitgliedern bestimmte Zusicherungen. Eine davon 
war, dass zwar die Zielsetzung der unterstützten Organisationen nicht 
im Einklang stehen muss mit den allgemeinen Zielen des Weltkir¬ 
chenrates und seiner Einheiten, doch dürfen die Spenden nur für hu¬ 
manitäre Tätigkeiten verwendet werden (das heisst Sozial-, Gesund- 
heits- und Erziehungszwecke, Rechtshilfe usw.). Abgesehen davon, 
dass die kaltblütigen Morde an unschuldigen Zivilisten, Entführungen 
von Schulkindern und Vergewaltigungen von Frauen, die von Terro¬ 
risten im südlichen Afrika laufend begangen werden, kaum als «über¬ 
einstimmend mit den allgemeinen Zielen» einer christlichen Organi¬ 
sation angesehen werden können, besteht keine Garantie dafür, dass 
die Mittel tatsächlich für die spezifizierten humanitären Zwecke ver¬ 
wendet werden. Ganz im Gegenteil, der WKR verweigert nicht-terrori¬ 
stischen Organisationen jede finanzielle Hilfe. 

Im Mai 1971 gab der damalige Erzbischof von Canterbury, Dr. Ram- 
Sey, zu, dass eine Möglichkeit besteht, dass Zuwendungen des Welt¬ 
kirchenrates von den Empfängern zum Kauf von Waffen verwendet 
worden sind. 

Der Weltkirchenrat räumt in seinem Dokument 40d unter «Kriterien 
für den (Sonder)- Fonds» ein: 

Die Zuwendungen erfolgen ohne eine Kontrolle der Art und Weise, in 
der sie ausgegeben werden. 

Zur Folge des Sonderfonds des Antirassismusprogramms sagt eine offi¬ 
zielle Veröffentlichung des Weltkirchenrates, dass «... das Geld nicht 
an jene Organisationen gehen sollte, die sich um die Unterdrückten 
sorgen, sondern an die Unterdrückten selbst. Damit verleiht man dem 
Recht der Unterdrückten, selbst Entscheidungen zu treffen, konkreten 
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Ausdruck». Diese Erklärung des Weltkirchenrates ist ebenfalls wert¬ 
los. Im Falle Südafrikas zum Beispiel, leben die Oppositionsführer, 
die den Kern der militanten Terrorgruppen bilden und welche die 
Ruhe und Ordnung umzustürzen versuchen, seit mehr als zehn Jahren 
ausserhalb des Landes und sind völlig von dem gewaltigen Fortschritt 
abgeschnitten, der in Südafrika bei allen Gemeinschaften, schwarz 
und weiss, auf sozialem, wirtschaftlichem und politischem Gebiet zu 
verzeichnen ist. 

Dank zahlreicher Zeugnisse von Terroristen selbst ist es ferner be¬ 
kannt, dass die Mittel des Weltkirchenrats nicht an «die Unterdrück¬ 
ten selbst» gehen; sie werden vielmehr den Führern von Terrorbewe¬ 
gungen zur Verfügung gestellt, die von den Völkern Südafrikas sehr 
weit entfernt sitzen. «Die Führung ist unbrauchbar, des luxuriösen 
Lebenswandels schuldig, sie verschwendet Geld, Nahrungsmittel und 
Bekleidung, die für die ' Freiheitskämpfer' bestimmt waren», so lautet 
ein Zeugnis, das von vier früheren Terroristen stammt (Omar Barnjee, 
Hoosain Jacobs, Maurice Mthombeni und Amin Cajee). Diese Kritik 
ist durch viele andere Quellen bestättigt worden. Wie Mthombeni 
sagte (Sunday Times, Johannesburg, 6. 7. 1969): 

«Das Leben in Kongwa (einem Terroristenlager in Tansania) wurde 
absurd. Die Männer liefen in Fetzen herum — meine Hose hatte nur 
ein Bein, und das reichte bis zu meinem Knie, und überhaupt keinen 
Hosenboden. 

Wir entdeckten, dass die Führer einen blühenden Handel im Volks¬ 
basar trieben, einem Laden in Daressalaam, und zwar mit der Klei¬ 
dung und dem Proviant, die uns aus fremden Ländern zugesandt wur¬ 
den. Deshalb herrschte häufig Mangel an Lebensmitteln, Zigaretten 
und medizinischem Bedarf, und immer waren es die Mannschaften, 
die nichts bekommen haben. 

Unter dem Vorwand, den Männern ein Beispiel zu geben, waren die 
Führer beständig gut gekleidet, gut ernährt und öfter stockbetrunken 
als nüchtern. Und das war eine «Volksarmee». 

Trotz zahlreicher Beweise wie diesen behauptet der Weltkirchenrat, 
dass die etwa eine Million Dollar, die er von 1970 bis 1974 für den 
Terrorismus gespendet hat, an «unterdrückte Völker» gegangen sei, 
die für ihre «Freiheit» kämpfen — und dass das Geld nicht für mili¬ 
tärische Zwecke, sondern nur für humanitäre Projekte verwendet 
wurde. Um diesen Versuch der Rechtfertigung und Einschläferung der 
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öffentlichen Meinung zu unterstützen, hat der Weltkirchenrat einen 
grösseren Propagandafeldzug eingeleitet. 

Ein Argument der Anhänger des WKR lautet, die Terroristen könnten, 
auch wenn sie dies wollten, mit den paar hunderttausend Dollars, die 
sie von den Kirchen bekommen, kaum Waffen kaufen. Das stimmt in¬ 
soweit, als dass Moskau und Peking gerne die Waffen auf Kredit lie¬ 
fern, zahlbar mit politischer Abhängigkeit. Krieg führt man jedoch 
nicht nur mit Waffen, sondern auch mit Lebensmitteln, Brennstoff, 
Transportmitteln, Uniformen und Propagandamaterial, und dafür wer¬ 
den die Gelder des WKR eingesetzt, denn weder Moskau noch Peking 
wollen für diese Zwecke grössere Devisenbeträge opfern. Zudem ist 
bekannt, dass gewisse vom WKR unterstützte Organisationen zeitweise 
bestimmte Waffen, die ihnen die Kommunisten nicht liefern konnten 
oder wollten, direkt bei unabhängigen Waffenhändlern kauften. 
Schon Napoleon hatte gesagt, dass es zum Kriegführen in erster Linie 
Geld, Geld und nochmals Geld braucht, und hier springt der WKR 
ein mit unseren Steuergeldern, damit unschuldige Schwarze ermor¬ 
det, die freie Welt unterjocht und das Christentum zerstört werden. 
Weitere WKR-Märchen zur Irreführung Naiver behaupten etwa: 
«SWAPO in Südwestafrika (Namibia) befasst sich mit erneuten An¬ 
siedlungen ländlicher Bevölkerung» (undatierte Pressemitteilung des 
Weltkirchenrates). 

«Im nördlichen Namibia wird seit fünf Jahren zwischen SWAPO und 
den Südafrikanern gekämpft ...» (Cunene Dam Scheme, Weltkirchen¬ 
rat, Dezember 1971, Seite 9). 

«Im Kaokoveld haben Einheiten der SWAPO beträchtliche Erfolge 
gegen südafrikanische Truppen und Polizei erzielt, den Abschuss eines 
Hubschraubers und das Beibringen einiger Verluste bei Überfällen aus 
dem Hinterhalt eingeschlossen» (a. a. O., Seite 11). 

«... die in wachsendem Masse erfolgreichen nationalen Befreiungs¬ 
kämpfe in Namibia, Angola und Mozambique und auch gegen das un¬ 
abhängige Afrika» (a. a. O., Seite 37). 

Alle diese «Siegesmeldungen» sind, was Südwestafrika und Südafrika 
anbelangt, masslos übertrieben. Tatsächlich haben seit 1968 nur we¬ 
nige bewaffnete Einfälle durch SWAPO-Terroristen nach Südwest¬ 
afrika stattgefunden, hauptsächlich im Caprivizipfel, wobei nur 
Schwarze getötet wurden. Laut To The Point, 10. 2. 1973, gab es höch¬ 
stens 300 ausgebildete SWAPO-Männer in sambischen Terrorlagern. 
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Der Weltkirchensowjet betrachtet jedoch diese 300 Terroristen für so 
repräsentativ für die Völker Südwestafrikas, dass er bereit war, allein 
1974 30 000 Dollar für deren untätige «Führerschaft» in Lusaka zu ver¬ 
schwenden. 

Für die Behauptung, dass «SWAPO in Südwestafrika» mit der neuen 
Ansiedlung der ländlichen Bevölkerung beschäftigt sei, gibt es über¬ 
haupt keinen tatsächlichen Beweis, sie entbehrt völlig der Wahrheit. 
Es gibt keine permanente physische Präsenz von SWAPO-Terroristen 
in Südwestafrika, die sie in die Lage versetzen würde, Ansiedlungspro¬ 
jekte zu beginnen und zu betreiben. 

Der Wahrheit entbehren auch die folgenden Behauptungen, die in 
Propagandaveröffentlichungen des Weltkirchenrates enthalten sind: 
«Der Hauptanreiz für Gesellschaften aus England und den USA zur 
Investition in Südafrika ist die aussergewöhnlich hohe Gewinnrate, 
die durch das System der billigen Zwangsarbeit möglich gemacht 
wird.» (Time io withdraw, Weltkirchenrat, Januar 1973). «Apartheid 
ist ein System, das besonders dazu entworfen wurde, um durch An¬ 
wendung von Gewalt für billige Arbeitskräfte zu sorgen» (a. a. O., 
Seite 9). 

«Südafrikas Bergleute sind immer offenkundig ausgebeutet worden» 
(a. a. O., Seite 10). 

«Die Schwarzen südafrikanischen Arbeiter, die von in ausländischem 
Besitz befindlichen Firmen beschäftigt werden, haben nicht nur ihre 
Existenz aufs Spiel gesetzt, sondern auch ihr Leben, um für den Rück¬ 
zug ausländischen Kapitals einzutreten» (a. a. O., Seite 17). 

Nur die heimtückischsten oder dümmsten Kritiker Südafrikas würden 
eine so eklatante Unwahrheit wie die Anschuldigungen von «Zwangs¬ 
arbeit» formulieren, die vom Weltkirchenrat ausgehen. Dieser ist nicht 
in der Lage, irgendeinen Beweis für diese Behauptung zu liefern oder 
für jene, dass die schwarzen Arbeiter in Südafrika ihr eigenes Leben 
gefährdet haben, als sie für den Rückzug ausländischen Kapitals ein¬ 
traten. Alle diese Behauptungen sind unwahr. Es sind ausgerechnet 
die schwarzen Bergleute (von denen rund 600 000 Gastarbeiter aus an¬ 
deren afrikanischen Staaten stammen), die zu jenen gehören, die von 
der fortschrittlichsten und vorteilhaftesten Arbeitsbedingungen Afrikas 
im industrialisierten Südafrika profitieren, so dass eine von der 
«Anglo-American Corporation» durchgeführte Erhebung ergab, dass 
der durchschnittliche schwarze Bergmann gut genug bezahlt wird um 
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bis zu 35 Prozent seines Einkommens sparen zu können. Nach offiziel¬ 
len Statistiken haben die in Südafrika beschäftigten Basotho-Bergleute 
im Jahre 1973 37,5 Millionen Dollar verdient und davon ein Drittel 
in Ratenzahlungen für ihre Familien nach Lesotho überwiesen — was 
wohl kaum auf «offenkundige Ausbeutung» hindeutet. 

Es ist nicht überraschend, dass ein Grossteil der Lügen-Propaganda, 
die der Weltkirchenrat vertreibt, aus kommunistischen Quellen 
stammt. Ein Beispiel findet sich in «Namibia», «The Struggle for Libe¬ 
ration», ein Dokument des Weltkirchenrates, das erwähnt: «Wir möch¬ 
ten Ruth First für die Hilfe danken, die sie bei der Zusammenstellung 
dieses Dokuments geleistet hat.» 

Ruth First war, wie ihr Ehemann Joe Slovo, eine prominente und 
aktive Kommunistin in Südafrika bevor sie nach London floh, um 
sich der südafrikanischen Justiz zu entziehen. In Südafrika war Ruth 
First eine Organisatorin der Kommunistischen Partei von Südafrika 
und zu einer bestimmten Zeit auch Geschäftsführende Sekretärin die¬ 
ser Partei. 

Es ist bezeichnend, dass der Weltkirchenrat, eine angeblich christliche 
Organisation, es für notwendig erachtet mit Kommunisten zusammen 
zu arbeiten, um seine Förderung revolutionärer Gewalt zu rechtferti¬ 
gen. 

In Wahrheit ist der Weltkirchenrat ein Bestandteil der militanten poli¬ 
tischen Linken geworden, die im Auftrag und im Interesse des Kom¬ 
munismus bestrebt ist, die vorhandene Ordnung in Südafrika umzu¬ 
stürzen. 

Ein eindrucksvolles Beispiel dafür, wie der Weltkirchenrat, die Ver¬ 
einten Nationen und andere internationale Organisationen, die dem 
doppelten Moralkodex ergeben sind, durchweg eine negative, destruk¬ 
tive Rolle spielen und nicht in der Lage sind, für das Wohlergehen der 
Menschheit auf dem afrikanischen Kontinent einen positiven Beitrag 
zu leisten, lieferte die Situation, die mit der Kapitulation der portugie¬ 
sischen Behörden vor dem Terrorismus in Mozambique entstand. Die 
Machtübergabe an eine Gruppe von Revolutionären der FRELIMO, 
ohne dass irgend ein demokratischer Prozess in Gang gesetzt worden 
wäre, wurde vom Weltkirchenrat und den Vereinten Nationen laut¬ 
stark gutgeheissen. 

Gerade der Fall Mozambique zeigt die ganze Verlogenheit des WKR. 
Der erste 1964 in Mozambiqe ermordete weisse Missionar war Pfarrer 
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Bormann, der dem WKR ein Dorn im Auge war. Die Tätigkeit der 
FRELIMO-Terroristen konzentrierte sich in der Folge in erster Linie 
auf die Ermordung von Schwarzen, die entweder nicht «befreit» wer¬ 
den wollten, oder durch Minen zufällige Opfer des Terrors wurden. 
Rund die Ffälfte der portugiesischen Streitkräfte in Mozambique be¬ 
stand aus Schwarzen, die sich hauptsächlich aus jenen Stämmen re¬ 
krutierten, die nicht unter die Vorherrschaft der FRELIMO fallen 
wollten, deren Führer aus anderen Stämmen stammten. Der WKR, die 
UNO und andere Organisationen haben die Wünsche der Völker von 
Mozambique (denn es gibt ebensowenig ein einheitliches mozambiqui- 
sches Volk wie es in irgend einem anderen afrikanischen Staat eine 
ethnisch einheitliche Bevölkerung gibt) einfach ignoriert und blind¬ 
lings jene Terrorgruppe unterstützt, die am meisten Morde vorweisen 
konnte, nämlich die linksmarxistische FRELIMO. Wenn es noch eines 
Beweises bedarf, wie sehr der Weltkirchensowjet eine völlig unchrist¬ 
liche und direkt anti-christliche Organisation ist, so genügt es, die Ent¬ 
wicklung nach der totalen Machtübernahme durch die FRELIMO zu 
betrachten. Weder der WKR noch die UNO haben bisher gegen die 
massenweise Ermordung und Vertreibung der Weissen protestiert. 
Laut einer dpa/Reuter Depesche aus Mozambique vom 26. Juli 1975 
gab FRELIMO-Präsident Samora Machel, auch ein Lieblingskind des 
WKR, die Verstaatlichung aller privaten Schulen und Krankenhäuser, 
einschliesslich der Missionsstätten der Kirchen, bekannt. Ärzte und 
Rechtsanwälte dürfen nicht mehr frei praktizieren. Auch die Beerdi¬ 
gungsinstitute wurden verstaatlicht. Machel bezeichnet Lehrer, Ärzte 
und Anwälte als «soziale Parasiten und Verräter», und die schwarzen 
Priester als «imperialistische Agenten», denn die christliche Religion 
soll ja mit Hilfe des WKR durch den Marxismus ersetzt werden. Diese 
Zielsetzung des FRELIMO war dem WKR von Anfang an bekannt, und 
gerade darum wurde diese Terrorbewegung propagandistisch und fi¬ 
nanziell unterstützt, und zwar mit den Steuergeldern und Scherflein 
aufrichtiger, aber naiver Christen. 

Das von der UNO, den Kommunisten und dem Weltkirchensowjet 
immer wieder geforderte Recht auf Selbstbestimmung und Unabhän¬ 
gigkeit wird stets nur dort angewendet, wo es sich um überseeische 
Besitzungen des Westens handelt, nie aber im grössten Kolonialreich 
der Welt, der Sowjetunion. Der WKR hat nie die Freiheit und Unab¬ 
hängigkeit für die christlichen Kolonialvölker der UdSSR, die Ukrai- 
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ner, Weissrussen, Litauer, Esten, Letten und Georgier gefordert, die 
als Europäer in Europa von anderen Weissen, nämlich den Russen, 
gegen ihren Willen kolonisiert werden. Ebensowenig tritt der WKR für 
die Unabhängigkeit der asiatischen Kolonialvölker der Sowjetunion, 
die Turkmenen, Usbeken, Tataren, Mongolen und Kaukasier ein. Das 
Schicksal dieser 130 Millionen Menschen ist für den WKR auf Wei¬ 
sung Moskaus tabu. Niemals hat der WKR auch je in Worten oder 
gar mit Geldmitteln den Unabhängigkeitskampf der Kurden unter¬ 
stützt. Der Grund ist einfach: die Sowjetunion unterstützte die Unter¬ 
drückungspolitik Bagdads und lieferte die Waffen, mit denen der kur¬ 
dische Widerstand schliesslich gebrochen wurde. Also gab es für den 
WKR kein kurdisches Recht auf Selbstbestimmung. 

Aber selbst in Afrika haben in der verlogenen Terminologie des WKR 
nicht alle Völker Anspruch auf Unabhängigkeit. Dieses Privileg 
kommt nur jenen Völkern zu, die sich gegen eine weisse Präsenz er¬ 
heben und sich dabei der marxistischen Ideologie bedienen, gleichgül¬ 
tig wenn die Folge davon dann wirtschaftlich und politisch völlig le¬ 
bensunfähige «Staaten» sind. Der Weltkirchensowjet unterstützt auch 
in Afrika nur jene Unabhängigkeitsbewegungen, die der Politik Mos¬ 
kaus genehm sind. Hier zwei typische Beispiele: 

Im Sudan erhoben sich 1963 die Bewohner der südlichen Provinzen, 
vorwiegend negroide Christen und Fetischisten, gegen ihre jahrhun¬ 
dertelangen Unterdrücker, die arabisierten Bewohner der Nordprovin¬ 
zen. Nach jahrelangem Kampf erklärten sich 1969 die drei Südprovin¬ 
zen unter der Bezeichnung «Nil-Republik» unter ihrem Führer Josef 
Lagu für unabhängig. Nur Israel hatte der «Anya-Nya»-Unabhängig- 
keitsbewegung eine gewisse militärische Hilfe gewährt, während die 
Sowjetunion die sudanesische Regierung massiv mit Waffen und In¬ 
struktoren unterstützte, die auch an Bombardierungsflügen gegen die 
aufständischen Dörfer teilnahmen. Die Haltung der Sowjetunion be¬ 
dingte auch die klägliche Haltung des Weltkirchensowjets. 

Statt der «Anya-Nya»-Bewegung mit Worten und Taten zu helfen, 
handelte es sich doch um den Freiheitskampf von schwarzen Christen 
gegen muslimische Unterdrückung, gab sich der Weltkirchensowjet 
kritisch-neutral. So stellt der WKR-Bericht zum Sudan-Konflikt (Ver¬ 
fasser L. J. Niilus) fest, «dass einige Bewohner des Südens immer noch 
mit verschiedenen rechtsstehenden Kräften ausserhalb der Landes- 
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grenzen in Verbindung stehen, darunter Regierungen, die in neokolo¬ 
nialistische Aktivitäten verwickelt sind, sowie kirchliche Gruppen, die 
gegen Khartum Stellung beziehen, weil die sudanesische Regierung 
den Islam oder den ‘gottlosen Kommunismus 1 fördere. Ferner erhalte 
der Süden Unterstützung von ausländischen Geschäftsleuten, die von 
der sudanesischen Regierung enteignet worden waren, und von kirch¬ 
lichen Gruppen, deren Missionare des Landes verwiesen worden wa¬ 
ren». Mit dieser Darstellung wollte der WKR die «Anya-Nya»-Bewe¬ 
gung offensichtlich diskreditieren und als Werkzeug des westlichen 
Imperialismus hinstellen. Der WKR wirkte hinter den Kulissen auf 
Weisung Moskaus auf eine Kapitulation der Befreiungsbewegung hin. 
Um die angebliche Aussichtslosigkeit des Kampfes zu beweisen, zi¬ 
tierte der bereits genannte WKR-Bericht einen «SPIEGEL»-Artikel, der 
Angaben über die sowjetischen Waffenlieferungen machte, und 
druckte auch eine angebliche Erklärung eines ungenannten amerika¬ 
nischen Beamten aus dem «OBSERVER» ab, der gesagt hätte, «die 
Sowjetunion könne es sich jetzt nicht mehr leisten, den Süden gewin¬ 
nen zu lassen, da nunmehr das sowjetische Prestige auf dem Spiel 
stehe ...» Auf Grund dieser Einschätzung der Lage glaubt sich der 
WKR gedeckt, um die christlichen Befreiungskämpfer zur Kapitulation 
überreden zu können, was denn auch geschah, und zynischerweise 
vom WKR als grosser Erfolg seiner Versöhnungspolitik bezeichnet 
wird. 

In Nigeria hatten sich 1967 die tüchtigen und christlichen Ibos gegen 
die sie unterdrückenden muslimischen Bewohner des Nordens des 
Landes erhoben. Die Sowjetregierung und die arabischen Staaten un¬ 
terstützten vorbehaltlos die Zentralregierung in Lagos. Damit war für 
den charakterlosen Weltkirchensowjet einmal mehr das Zeichen gege¬ 
ben, Biafra keinerlei politische Unterstützung zukommen zu lassen, 
denn das hätte ja den Interessen und Weisungen Moskaus widerspro¬ 
chen. Unter dem Druck der öffentlichen Meinung musste der WKR 
zwar Biafra eine gewisse humanitäre Hilfe leisten. Gleichzeitig aber 
vermied der WKR alles, was als eine Stellungsnahme zugunsten des 
christlichen Biafras hätte gedeutet werden können. In einer in Uppsala 
im Juli 1968 gefassten Resolution sagte der WKR: «Wir halten es nicht 
für unsere Aufgabe, ein Urteil über die umstrittenen Fragen zu fällen 
oder uns auf die eine oder andere Seite zu stellen. Man vergleiche 
diese neutrale «Stellungsnahme» mit den vehementen Angriffen gegen 
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Südafrika, Portugal und Rhodesien und der aktiven Unterstützung von 
dort tätigen Terroristenbewegungen. Weiter befand der WKR: «Der 
Versuch, den Konflikt mit militärischen Mitteln zu lösen, ist un¬ 
menschlich.» Diese Warnung richtete sich gegen Biafra, das zur Errin¬ 
gung seiner Unabhängigkeit zu den Waffen gegriffen hatte. Weiter: 
«Wir ersuchen die afrikanischen Politiker ... dringend, ihren Einfluss 
zu benutzen, um die Aufnahme von Verhandlungen zu erreichen, und 
von militärischen Hilfeleistungen von aussen abzuraten.» Diese Rat¬ 
schläge waren eindeutig gegen die Interessen Biafras gerichtet, denn 
das Resultat von Verhandlungen konnte nur der Verzicht auf die ge¬ 
forderte Unabhängigkeit sein. Besonders zynisch ist der Satz: «Ferner 
weisen wir darauf hin, dass Krieg ein unmenschlicher und vergebli¬ 
cher Versuch zur Beilegung von Streitigkeiten ist», ausgenommen na¬ 
türlich, wenn der Kampf im Interesse Moskaus gegen westliche Regie¬ 
rungen geführt wird ... Gemein war auch die Aufforderung des WKR, 
den Ibos keine Waffen zu liefern, die deshalb materiell unterlegen 
blieben und schwerste Verluste erlitten. Die Sowjetunion und die Ara¬ 
ber lieferten selbstverständlich Nigeria alle benötigten Waffen, woge¬ 
gen der WKR nie protestierte. Schliesslich forderte der WKR «... die 
Führer Biafras dringend auf, anstelle der völligen Sezession, Verhand¬ 
lungen zur Beilegung des Konflikts aufzunehmen, um ihrem Volk die 
entsetzlichen Leiden, die es gegenwärtig erträgt, zu ersparen». Von 
allen im Stich gelassen, musste sich Biafra schliesslich 1970 der musli¬ 
mischen Übermacht ergeben. Uber zwei Millionen Christen waren 
umgekommen, doch was den WKR interessierte, war die Wiederher¬ 
stellung des Status quo ante, da nur damit den politischen Wünschen 
Moskaus und seiner Anhänger gedient war. All die schönen Worte 
über die Sinnlosigkeit des Blutvergiessens und der Auflehnung gegen 
fremde Bedrückung haben nur dann Gültigkeitkeit, wenn sich eine 
Befreiungsbewegung gegen den sowjetischen Kolonialimperialismus 
oder dessen Verbündete richtet. 

Die charakterlose Haltung des WKR lässt sich an vielen anderen Bei¬ 
spielen beweisen. So schrieb Pfarrer Rusterholz vom «Schweiz. Pfarr¬ 
amt für Oekumene, Mission und Entwicklungsfragen» am 23. 8. 1974: 
«Wenn sich der OeRK (WKR) mit den Befreiungsbewegungen solida¬ 
risch erklärt, dann tut er das im Blick auf deren Ziel, und nicht im 
Blick auf deren Mittel.» Auf gut deutsch also, der Zweck heiligt die 
Mittel. So aber sehen diese Mittel aus: 
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Allein in den drei letzten Monaten des Jahres 1973 griffen FRELIMO- 
Terroristen 1214 unverteidigte Eingeborenendörfer in Mozambique an, 
und töteten 95 Schwarze und verwundeten deren 227. Über 6000 
Schwarze flüchteten aus diesen Dörfern zu den Portugiesen. Im glei¬ 
chen Zeitraum griffen die FRELIMO-Terroristen nur 31 militärische 
Stützpunkte der Portugiesen an. 

Sägewerk Luvo, Angola, 15. März 1974: Zweiundvierzig schwarze 
Männer, Frauen, Jungen und Mädchen wurden von Terroristen zu¬ 
sammengetrieben, ihrer Kleidung entledigt, auf Bretter gebunden und 
der Länge nach durch eine Kreissäge geschoben. 

In Rhodesien fielen zwischen dem 22. Dezember 1972 und dem 10. 
Mai 1974 dem vom Weltkirchensowjet finanzierten Terror insgesamt 
über 80 Menschen zum Opfer. Davon waren aber nur acht Weisse, der 
Rest alles schwarze Frauen und Männer oder Kinder, die auf meist ganz 
bestialische Art und Weise ermordet wurden. Natürlich mit dem Se¬ 
gen des Weltkirchensowjets ... Die Liste der Opfer des WKR-Terro- 
rismus würde ein ganzes Buch füllen; die «Internationale Studienge¬ 
sellschaft für Politik» verfügt über umfangreiche, aber nicht vollstän¬ 
dige Listen, und eine Anzahl schrecklicher Photos, die die unschuldi¬ 
gen Opfer des Unterweltskirchenrates zeigen. 

Am 5. Juli 1973 entführten Terroristen 278 Personen, mit Einschluss 
von 60 Frauen, hauptsächlich aber Schulkinder im Alter von 13 bis 17 
Jahren von der Missionsstation St. Alberts in Rhodesien. Die schwar¬ 
zen Kinder mussten Gewaltmärsche unternehmen, und wenn sie Durst 
hatten, wurde ihnen gesagt, ihren eigenen Urin zu trinken. Sie wur¬ 
den angeblich nach Sambia zur militärischen Ausbildung (der Kna¬ 
ben) und zur krankenpflegerischen Ausbildung (der Mädchen) mitge¬ 
nommen. Einer der Entführten war Peter Maurice Rea, der gegenüber 
The Times, London (22. 8. 1973), erklärte: «Nach der kürzlich erfolg¬ 
ten gewaltsamen Entführung erkennen die jungen Mädchen, dass die 
Terroristen sie nur sexuell missbrauchen wollen. Ihr Gerede, dass sie 
sie für eine krankenpflegerische Ausbildung in Sambia und an ande¬ 
ren Orten rekrutieren, ist purer Unsinn.» 

In Rhodesien schossen Terroristen am 3. Juli 1973 einen schwarzen 
Farmer in den Kopf, schlugen seine beiden Frauen, zündeten das Haus 
an und schlachteten 20 Kühe. Am 17 September entführten Terroristen 
ein siebzehnjähriges Mädchen für eine Massenvergewaltigung. Am 30. 
September kamen Terroristen in die Schule von Ruwani, riefen die 
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Kinder zusammen und erschossen ihren schwarzen Rektor vor ihren 
Augen. Am 31. Oktober erschossen Terroristen einen schwarzen Far¬ 
mer vor den Augen seiner Familie. Am 3. Januar 1974 erwischten 
Terroristen ein vierzehnjähriges Kind und vergewaltigten es, dann 
schlugen sie ihre Mutter und ihre Schwester. Am 28. März vergewal¬ 
tigten Terroristen drei Frauen, verbrannten Hütten und erstachen 
einen Stammesangehörigen mit dem Bajonett. Am 17. April vernich¬ 
teten Terroristen ein ganzes Dorf, das gesamte Vieh eingeschlossen, 
nachdem sie die Hände des Dorfvorstehers hinter seinen Rücken ge¬ 
bunden und ihn erschossen haben. Am 17. Mai fingen Terroristen 
einen Kral-Ältesten und seine Frauen, zwangen sie, sich zu entkleiden 
und schlugen sie tot. 


Fast alle Opfer obiger Greueltaten 
waren Schwarze ... 

Diese wenigen Beispiele, immer wieder multipliziert, stellen das 
Stammbuch der «Befreiung» durch «Freiheitskämpfer» dar. Weit da¬ 
von entfernt, ihre Brüder und Schwestern zu befreien, ist es das Ziel 
der «Freiheitskämpfer, schwarze Männer zu töten, ihr Vieh zu ver¬ 
stümmeln oder zu vernichten, ihre Frauen totzuschlagen und ihre 
Töchter zu vergewaltigen. Und das tun sie mit Blutgeld, das von 
atheistischen Kommunisten und naiven Christen des Weltkirchenrats 
beschafft wird. 

Niemand wird ernstlich bestreiten wollen, dass der Weltkirchenrat 
heute von Sowjetagenten, Krypto-Kommunisten und «nützlichen 
Idioten» beherrscht wird, auch wenn nicht alle führenden WKR-Funk- 
tionäre im eigentlichen Sinne Mitglieder von kommunistischen Par¬ 
teien sind. Entscheidend ist, dass ihre Tätigkeit der Ausbreitung des 
Kommunismus förderlich ist. Sie handeln konsequent nach der Wei¬ 
sung Lenins: «Wir müssen bereit sein, uns jede Täuschung, jeden Be¬ 
trug, jede Übertretung des Gesetzes und jede Entstellung der Wahr¬ 
heit zunutze zu machen. Und wir müssen in einer Sprache reden, die 
unter den Massen der Menschheit Hass, Abscheu und Verachtung aller 
Andersdenkenden sät.» Ganz im Sinn und Geist der Lenin’schen Sätze 
stehen denn auch die Erklärungen führender WKR-Funktionäre: Dr. 
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Sjöllema, Leiter des Anti-Rassismus-Programms forderte in Oslo, dass 
die WKR-Geldmittel nicht für humanitäre Zwecke, sondern für den 
aktiven Terrorismus einzusetzen seien, und dass sich der WKR nicht 
für Lohnaufbesserungen der Schwarzen verwenden solle, da dies de¬ 
ren revolutionäre Gesinnung dämpfen würde. Pfarrer Küster, ein an¬ 
derer fanatischer Verteidiger des Weltkirchensowjets, schrieb am 3. 2. 
1975, der WKR sei nicht der «verlängerte Arm der westeuropäischen 
oder nordamerikanischen Christenheit, und erst recht keine NATO der 
Kirchen, wie dies kalte Krieger gelegentlich wünschen». Für Küster ist 
also die NATO, ein reines Verteidigungsbündnis, eine Waffe des 
kalten Krieges, wie dies die Moskauer Propaganda stets behauptet. 

Der frühere WKR-Generalsekretär Blake soll 1967 mit einem Lenin- 
Friedenspreis ausgezeichnet worden sein, und erhielt zudem auf Wei- 
sungs Moskaus «für seine Verdienste» einen russischen Kirchenorden. 
Er verurteilte die amerikanische Militärhilfe an Südvietnam, nicht 
aber die nordvietnamesischen Angriffe und deren Unterstützung 
durch Moskau. Der WKR verlockte amerikanische Soldaten zur Deser¬ 
tion und stellte dafür 90 000 Dollars zur Verfügung, unterliess aber 
ähnliche Aktionen gegenüber den Sowjetsoldaten in Ungarn und der 
CSSR. Schliesslich forderte der WKR die angeschlossenen Kirchen 
ganz offen auf, in Zukunft überhaupt auf jede religiöse Missionsarbeit 
in der Dritten Welt zu verzichten, und sich dafür weltweit politisch zu 
betätigen. 

Zusammenfassend kommt man zur Feststellung, dass die politischen 
Aktivitäten des WKR ausschliesslich Moskaus Interessen dienen, die 
gegen die Rechte der christlichen westlichen Welt gerichtet sind. Vom 
Westindien-Neger Potter kann man ja auch gar nicht verlangen, dass 
er für die Belange des Christentums, so wie sie doch vorwiegend die 
weisse Rasse im Verlauf von fast zwei Jahrtausenden geprägt hat, 
irgendwelches Verständnis aufbringt. Das was der WKR jetzt propa¬ 
giert, ist eine rein politische Religion, also eine Art Partei-Ideologie, 
vermischt mit anti-weissem Rassismus, völlig unrealistischen Zielset¬ 
zungen und barbarischen Methoden. Der WKR finanziert Morde, be¬ 
klatscht sie, und beschimpft die unschuldigen Opfer. Der Vergleich 
mit der Mafia oder Murder Inc. drängt sich auf: man ist zu feige, um 
selbst zu morden, also hetzt man andere dazu auf und bezahlt sie, 
aus sicherer Ferne. Die meisten Opfer sind nämlich nicht Weisse, son¬ 
dern Schwarze, Frauen und Kinder, die der WKR angeblich «befreien» 
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will. Man vergreift sich an Frauen und Kindern, nimmt Geiseln, und 
tötet das Vieh der armen Bauern, weil man nicht den Mut hat, die 
Weissen anzugreifen. Ebenso in Mozambique wie in Angola verhielt 
sich die Mehrheit der schwarzen Bevölkerung bis zum Putsch neutral 
oder kämpfte sogar mit den Portugiesen gegen die Söldner des WKR, 
wollte also gar nicht «befreit» werden. Erst als sie sahen, dass Portu¬ 
gals neue Regierung sie im Stich liess, liefen sie zu den «Befreiungsbe¬ 
wegungen» über, um zu versuchen, so wenigstens noch ihre Haut zu 
retten. Der blutige Bürgerkrieg zwischen Terroristen in Angola, der in 
einem Jahr mehr Tote forderte als der ganze portugiesische «Kolonial¬ 
krieg», zeigt zudem, wie wenig diese Länder für die Unabhängigkeit 
reif sind. Der WKR und seine Anhänger verlangen lautstark, im 
Süden Afrikas müsse das Wahlrecht nach dem Prinzip «one man, one 
vote» (ein Mann, eine Stimme) ausgeübt werden, finden es aber völlig 
selbstverständlich, wenn im schwarzen Afrika linke Diktatoren die 
Macht ohne Volksbefragung übernehmen, mit Ein-Parteien-System 
regieren, sich bereichern und sich als einzige Kandidaten bei Präsi¬ 
dentenwahlen auf stellen. Das ist die wahre Demokratie im Sinne des 
W eltkirchensowj ets. 

Um der Kritik an seiner Politik besser entgegentreten zu können, und 
um naive Idealisten zu beruhigen, publiziert der WKR hie und da 
einige ganz sanft formulierte Vorbehalte gegenüber einem besonders 
krassen Fall der Verletzung der Menschenrechte etwa im Ostblock 
oder sogar in Afrika. Dies geschieht, zumindest im Falle der UdSSR, 
mit Zustimmung des Kremls, der daran interessiert ist, dass sich der 
WKR ein möglichst neutrales Mäntelchen umhängt. Es wäre natürlich 
verfehlt, behaupten zu wollen, diese fast unhörbaren, seltenen und 
höflichen «Protestlein» hätten das gleiche Gewicht, wie die schrille 
unaufhörliche Hetze gegen Südafrika und Rhodesien. Nur wenn der 
WKR auch Geld für anti-sowjetische Befreiungsbewegungen geben 
und diese propagandistisch unterstützen würde, könnte man von 
einem gewissen Gleichgewicht der Aktivitäten sprechen. Es besteht 
allerdings keine Gefahr, dass sich der Weltkirchensowjet je gegen 
seine ideologischen Lehrmeister wenden wird. Die von einigen evan¬ 
gelischen Kirchen jetzt plötzlich entdeckte Enttäuschung über die Ent¬ 
wicklung in Mozambique lässt nur zwei Schlüsse zu: entweder waren 
diese Leute wirklich so dumm und einfältig, nicht zu merken, was für 
eine Bewegung FRELIMO war, oder aber sie spielen jetzt die übertöl- 


27 




pelten Ehrenmänner, obwohl sie ganz genau wussten, welches Schick¬ 
sal die Kirche nach dem Sieg der Terroristen erleiden würde. 

Ohne Geld aber wäre der WKR weitgehend paralysiert. Deshalb ist es 
die Pflicht aller wahren Christen, den Kirchen solange die Steuergel¬ 
der zu verweigern, bis diese sich wieder auf ihre wahre Rolle als Ver¬ 
mittlerin in Konflikten besinnt, und diese Rolle überall dort spielt, wo 
es tatsächlich Unterdrückung gibt, nämlich in erster Linie in den kom¬ 
munistischen Staaten und in den grotesken afrikanischen Despotien 
wie Uganda, Libyen, der Zentralafrikanischen Republik, Senegal, und 
wie sie alle heissen, und nicht im Süden Afrikas, wo die Schwarzen 
tatsächlich einen grösseren Rechtsschutz gemessen und wirtschaftlich 
besser gestellt sind, als im ganzen restlichen Afrika. Das lässt sich 
leicht dokumentieren, wird aber von den Massenmedien systematisch 
unterschlagen, unterdrückt und verfälscht. 

Zürich, im Oktober 1975 

J. Meister 

Präsident der Internationalen 

Studiengesellschaft für Politik 
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